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Die Kinder- und Jugendanwaltschaften Österreichs

Information und Hilfe für Kinder und Jugendliche

www.kija.at, kija@ooe.gv.at
Presseinformation der Kinder- und Jugendanwaltschaften Österreichs vom 16.06.08
Verschärfung der Anzeigepflicht konterkariert wirkungsvollen Kinderschutz 

Von Gewalt betroffene Kinder brauchen Vertrauensbasis 
Der Entwurf zum 2. Gewaltschutzgesetz scheint einer „law and order“- Stimmung zu folgen, wie sie angesichts der aktuellen, unfassbaren Vorfälle in Amstetten (und anderswo) auch verständlich ist. Das Entsetzen über schockierende Einzelfälle von Gewalt im familiären Bereich darf jedoch nicht dazu führen, dass - panikartig - allein auf die strafrechtliche Reaktion als Mittel zum Schutz von Kindern gesetzt wird. 
Unbestritten ist eine Anzeige in manchen Fällen notwendig, um die Sicherheit des Kindes zu garantieren. Allerdings schützt eine Anzeige nicht in allen Fällen, da sie ja nicht automatisch zur Inhaftierung oder Wegweisung des Täters führt. Vielmehr weiß man, dass Täter in der Aufdeckungsphase, in der die von ihnen aufgebauten Konstrukte zusammenzubrechen drohen, häufig den (Geheimhaltungs-) Druck auf die Opfer – nicht zuletzt durch die Androhung bzw. Ausübung von teilweise massiver Gewalt - erhöhen. Eine Strafanzeige kann daher nicht nur schützen, sondern geradezu im Gegenteil bei „Schnellschüssen“ zu einem Eskalieren der Gewalt führen! 

Die meisten Kinder und Jugendlichen fühlen sich durch ein verfrühtes Anzeigen an die Polizei oder die Staatsanwaltschaft verraten und der Erwachsenenwelt hilflos ausgeliefert (dieses Gefühl assoziieren sie auch mit den erlebten Gewalt- und Missbrauchshandlungen). Es ist also zu befürchten, dass sie sich als Folge zurückziehen und über das Erlebte nicht mehr sprechen wollen bzw. dass sie zu diesem Zeitpunkt aufgrund der vorangegangenen Traumatisierung noch nicht darüber sprechen können. Eine unvorbereitete sicherheitspolizeiliche Intervention kann auch zu einer Retraumatisierung der Betroffenen führen. Diese Einschätzung ist durch zahlreiche Fälle aus der langjährigen Tätigkeit der Kinder- und Jugendanwaltschaften belegt. Frühzeitige Anzeigen führen meist zu Verfahrenseinstellungen oder Freisprüchen, da die Aussage des Opfers in der Regel die wichtigste Beweisquelle darstellt.
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Ein Blick auf die österreichweite Anzeigen- und Verurteiltenstatistik der letzten Jahre zu den Delikten Schwerer sexueller Missbrauch und Sexueller Missbrauch von Unmündigen (§§ 206, 207 StGB) zeigt, dass es nur bei etwa einem Viertel der Verfahren zu einer Verurteilung gekommen ist. 
* Verurteilungsdaten für das Jahr 2007 sind noch nicht bekannt 

Quelle: Bundesministerium für Inneres, Statistik Austria

Überaus bedenklich ist weiters die geplante Ausweitung der Anzeigepflicht auf alle Personen "denen die Pflege und Erziehung oder sonst die Sorge für die körperliche oder seelische Integrität des Minderjährigen obliegt". Die Beurteilung eines konkreten Gewalt- oder Missbrauchsverdachts durch Laien ist aufgrund der Komplexität und Dynamik kindlicher Gewalt- und Missbrauchserfahrungen kaum möglich. Da es keine unfehlbaren Anzeichen dafür gibt, dass ein Kind Opfer von Gewalt oder Missbrauch geworden ist (etwa im Sinne eines "Missbrauchssyndroms"), können auch diverse "Checklisten" keine Gewähr bringen, dass Nicht-Fachleute die Situation richtig einschätzen. Die Folgen einer aufgrund der alleinigen Beurteilung durch Laien ausgelösten vorschnellen sicherheitspolizeilichen Intervention gehen vor allem zu Lasten der Kinder.
Das Für und Wider einer Anzeigenerstattung, insbesondere die Entscheidung über den passenden Zeitpunkt der Anzeige, erfordert in höchstem Maße sensibles Abwägen – eben gerade darüber, wie Schutz des Opfers im Einzelfall sichergestellt werden kann. Der Vertrauensschutz, wie er bisher auch in den Kinder- und Jugendanwaltschaften und sonstigen Kinderschutzeinrichtungen garantiert war und der gezielte und überlegte Interventionen überhaupt erst möglich gemacht hat, würde mit der geplanten Neuregelung verhindert. 

Der Entwurf zum 2.Gewaltschutzgesetz verlagert Kinderschutz von der Jugendwohlfahrt zu Polizei und Justiz. Dadurch wird das in den letzten Jahren aufgebaute Meldesystem an die Jugendwohlfahrt und die dortige Zentrierung von Hilfsmassnahmen ad absurdum geführt. 

Es hat sich in den meisten Fällen als sinnvoll erwiesen, dass nach der Sicherstellung des Schutzes des Kindes und der Einleitung von erforderlichen Hilfsmaßnahmen, sowie der Beiziehung von ProzessbegleiterInnen die Anzeigenerstattung durch die Jugendwohlfahrt, oder in Abstimmung mit ihr, durch die Prozessbegleitung erfolgt. 

Fehleinschätzungen und Fehler bei der Handhabung der auch jetzt schon gegebenen Anzeigepflicht durch die Jugendwohlfahrt rechtfertigen nicht die geplante Einführung einer undifferenzierten Anzeigepflicht. Vielmehr zeigen sie auf, dass ein Reform im System der Jugendwohlfahrt unumgänglich ist. Die Zeit für direkte Kontakte mit den Familien muss verstärkt in den Vordergrund treten, vor Verwaltung und bürokratischen Aufgaben. 
Der Präventionsauftrag der Jugendwohlfahrt muss stärker gewichtet und andererseits die Kontrollfunktion hervorgestrichen werden. Und das verlangt verstärkte Sach- und Personalressourcen.
Beispiel eines gelungenen Beratungs- und Interventionsverlaufs bei sexuellem Kindesmissbrauch 
Ein 12-jähriges Mädchen ist seit Jahren den sexuellen Übergriffen seines Vaters ausgesetzt, der es mit Drohungen einschüchtert. Schließlich wendet sich das Kind hilfesuchend an ihre Lehrerin, welche die KiJA einschaltet. Im folgenden Beratungsprozess in Kooperation mit Kinderschutzzentrum und Jugendwohlfahrt wird von der Beraterin Vertrauen zum Mädchen aufgebaut und auch die Mutter miteinbezogen. Die anfänglich massiven Zweifel an den Anschuldigungen der Tochter können ausgeräumt werden. Der Schutz des Mädchens ist sichergestellt, als der Mutter in der Folge die Trennung von ihrem Mann gelingt. Aufgrund der nunmehr gegebenen Rahmenbedingungen ist sowohl das Mädchen als auch die Mutter bereit eine Strafanzeige zu erstatten. Diese wird mit Unterstützung einer psychosozialen und einer juristischen Prozessbegleiterin vorbereitet und bei der Staatsanwaltschaft eingebracht. 

Eine verschärfte Anzeigepflicht verhindert die aufgezeigte fachgerechte Abklärung und Interventionsplanung. Die Situation der von Gewalt betroffenen Kindern und Jugendlichen wird verschlimmert, indem folgenden Fallverläufen Vorschub geleistet wird:

Alternative A

Die Lehrerin erstattet gegen den Willen des Mädchens Anzeige. Die ermittelnde Polizei konfrontiert die Mutter völlig unvorbereitet, sie kann ihrer Tochter nicht glauben. Das Kind hält den Druck nicht aus und nimmt seine Anschuldigungen zurück. Nach kurzfristiger U-Haft wird der Vater wieder auf feien Fuß gesetzt, das Verfahren eingestellt. Das Kind lebt weiter in der Familie und ist den Missbrauchshandlungen und Drohungen des Vater nunmehr ungeschützt ausgesetzt. 

Alternative B

Nach dem Gespräch mit dem Mädchen fühlt sich die Lehrerin aus Angst und Unsicherheit vor den auf sie zukommenden Schritten und Folgen einer Anzeige überfordert. Sie blendet die Problematik des Kindes aus und hört nicht mehr zu bzw. reagiert nicht mehr auf die Hilferufe des Kindes. Die im Stich gelassene 12jährige zieht sich wieder zurück, fühlt sich selbst am Geschehen des sexuellen Missbrauchs schuldig und findet die Drohungen des Vaters – ihr würde sowieso niemand glauben – bestätigt.
Wegschauen statt Hilfe wird gefördert!

Wir brauchen eine offensive Kinderrechtspolitik im Sinne der Kinderrechtskonvention der Vereinten Nationen. Ein effektiver Kinderschutz kann nur als nationale Anstrengung – also über Ressort- und Berufsgrenzen hinweg – gelingen.

Für die Kinder- und Jugendanwaltschaften Österreichs

Mag.a Christine Winkler-Kirchberger

Kinder- und Jugendanwältin OÖ.
Promenade 37, 4020 Linz

0732/7720/14001

0664/180 82 20

E-Mail: kija@ooe.gv.at

www.kija-ooe.at
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die Kinder- und Jugendanwaltschaften Österreichs – www.kija.at

c/o Kinder- und Jugendanwaltschaft OÖ. kija@ooe.gv.at
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Diagramm1
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Tabelle1

		Gesamt		Anzeigen		Verurteilungen

		2000		819		224

		2001		576		172

		2002		558		189

		2003		672		193

		2004		728		192

		2005		588		182

		2006		555		135

		2007		609		*






